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→ Recht

neues uncITRAl-Übereinkommen über 
konnossemente: effiziente Finanzierung von ein- 
und Ausfuhren

von Alice kubová bártková
Rödl & partner prag 

 Wichtige Frachtpapiere – insbesonde-
re handelbare Frachtpapiere wie konnossemente 
– werden häufig noch in papierform ausgestellt. 
Darüber hinaus gibt es eine Reihe von hindernis-
sen für ihre Verwendung für den grenzüberschrei-
tenden, insbesondere multimodalen, Transport 
von Waren – und dies selbst in papierform.
 Solche Dokumente spielen jedoch eine 
wichtige Rolle bei der Finanzierung eines kaufs und 
Verkaufs von Waren im Verkehr durch banken – ohne 
sie ist dies unmöglich oder sehr problematisch.
 Auf dieses seit langem bestehende hin-
dernis reagiert das in Arbeit befindliche Überein-
kommen der uncITRAl über handelbare beförde-
rungsdokumente, dessen endgültiger Text auf der 
uncITRAl-plenartagung vom 7. bis 23. Juli 2025 
angenommen werden soll. 
 eines der Schlüsselelemente des ent-
wurfes des Übereinkommens ist die einführung 
einfacher Standards für ein neues Rechtsinstitut 
– ein verhandelbares Frachtdokument (negotiab-
le cargo Document, ncD). Dieses Dokument, das 

in papierform oder in 
elektronischer Form 
vorliegen kann, ist Trä-
ger des Rechts an der 
beförderten Ware. Im 
unterschied zu her-

kömmlichen konnossementen, die nur im Seever-
kehr verwendet werden, wird dieses Dokument für 
alle Verkehrsarten gelten – Straße, Schiene, luft 
und multimodaler Verkehr (d. h. eine beförderung, 
bei der Waren von einem Verkehrsmittel auf ein 
anderes umgeladen werden – z. b. vom Schiff auf 
den lkW usw.).

 Mit dem Übereinkommen sollen insbe-
sondere die internationale beförderung und die 
Finanzierung der beförderten Waren einfacher und 
effektiver gestaltet werden.
 Die Möglichkeiten der Anwendung die-
ser neuen Regelung in der tschechischen Rechts-
ordnung werden auf einer von unserer kanzlei in 
Zusammenarbeit mit der Tschechischen Gesell-
schaft für Transportrecht und anderen partnern am 
22. September 2025 in prag organisierten Fachkon-
ferenz zum Thema Transportdokumente diskutiert 
werden. es handelt sich um eine internationale 
konferenz, auf der auch prof. Dr. beate czerwenka, 
Vorsitzende der uncITRAl-Arbeitsgruppe VI, die 
das Übereinkommen vorbereitet, ausführlich über 
das neue Übereinkommen sprechen wird. Weitere 
Informationen zur konferenz finden Sie unter Ver-
anstaltungen | Rödl & partner.
 Wenn Sie in der praxis mit Fragen im 
Zusammenhang mit Transportdokumenten, ein-
schließlich deren elektronischer Form, oder mit 
problemen in Verbindung mit der Finanzierung von 
beförderten Waren konfrontiert sind, stehen Ihnen 
unsere berater gern zur Verfügung. 

kontakt für weitere Informationen

Die Digitalisierung des internationalen handels ist einer der wichtigsten Trends des letz-
ten Jahrzehnts. Dennoch gibt es eine Reihe rechtlicher und technischer hindernisse, die 
den vollständigen Übergang zur elektronischen Form behindern, insbesondere im Falle 
der internationalen Warenbeförderung.

Vereinfachte Finanzierung 
beförderter Ware

JuDr. Alice kubová bártková, M.e.S. 
advokátka
(Rechtsanwältin cZ)
Associate partner
T +420 236 163 720
alice.bartkova@roedl.com
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→ Steuern

Die Verlängerung der Frist für die Abgabe der 
Steuererklärung beantragen Sie nur einmal 
– und zwar richtig

von Jakub Šotník
Rödl & partner prag

Die Abgabe einer Steuererklärung muss innerhalb 
der gesetzlichen Frist erfolgen. Wenn Sie wissen, 
dass Sie die Abgabe nicht rechtzeitig schaffen, 
können Sie eine Fristverlängerung beantragen. 
Aber Vorsicht: Sie haben nur einen Versuch diesen 
Antrag zu stellen, und wenn Sie diesen nicht kor-
rekt nach den buchstaben des Gesetzes stellen, 
riskieren Sie ein bußgeld.
 Aber warum? Wenn Ihr Antrag auf Frist-
verlängerung nicht gut begründet ist und nicht 
rechtzeitig mit beweismitteln untermauert wurde, 
wird das Finanzamt Ihren Antrag einfach abwei-
sen. und wenn Sie Ihre Steuererklärung dann zu 
spät einreichen, folgt automatisch ein bußgeld-
verfahren. und in diesem späteren Verfahren kann 
nicht mehr korrigiert werden, was zuvor versäumt 
wurde.

Zwei verschiedene Vorgehensweisen – aber ein 
Schritt nach dem anderen

ein Fall, der unlängst vom Obersten Verwaltungs-
gericht der Tschechischen Republik verhandelt 
wurde, veranschaulicht sehr schön, welche be-
deutung die Abfolge dieser Schritte hat. Zunächst 
stellen Sie einen Antrag auf Fristverlängerung 
– und zwar vor Ablauf der Frist. Wenn das Finanz-
amt dem Antrag nicht stattgibt und Sie Ihre Steu-
ererklärung anschließend verspätet einreichen, 
kommt ein Verfahren zur Auferlegung von Verspä-
tungszuschlägen ins Spiel.
 In diesem anschließenden Verfahren 
prüft das Gericht, ob die entscheidung, die Frist 
nicht zu verlängern, rechtmäßig war. Allerdings 
– und das ist der entscheidende punkt – darf sich 

das Gericht nur mit jenen Gründen und beweismit-
teln befassen, die bereits im ursprünglichen Antrag 
genannt wurden. nachträgliche ergänzungen sind 
nicht zulässig.

ein Versuch. keine ergänzungen

Im vorliegenden Fall beantragte die Gesellschaft 
ITAlbASTOnI.cZ eine Fristverlängerung aufgrund 
von problemen ihres Steuervertreters, die durch 
cOVID-19 und personelle Veränderungen verur-
sacht wurden. Der Antrag war jedoch sehr allge-
mein formuliert und enthielt keinerlei belege. Auch 
auf nachfrage des Finanzamtes legte die Gesell-
schaft keine konkreten unterlagen vor, sondern 
wiederholte lediglich ihre früheren behauptungen.
 Als dann der Antrag abgelehnt und die 
Steuererklärung verspätet eingereicht wurde, setz-
te ein bußgeldverfahren ein – und es durften keine 
beweismittel mehr vorgelegt werden. Die Gesell-
schaft legte zwar schließlich beweise vor, die je-
doch weder vom Gericht noch von den Steuerbe-
hörden berücksichtigt werden konnten. und das 
Oberste Verwaltungsgericht gab den Verwaltungs-
behörden Recht.

kein Raum für eine „zweite Runde“

Das Oberste Verwaltungsgericht bestätigte, dass 
es sich bei dem Antrag auf Fristverlängerung um 
einen einstufigen und einmaligen Antrag handelt. 
Sobald das Finanzamt seine entscheidung getrof-
fen hat, können keine weiteren Gründe oder be-
weismittel mehr hinzugefügt werden – weder in der 
berufung noch später im bußgeldverfahren.
 es ist daher ein grundlegender Fehler, 
wenn Sie die begründung Ihres Antrages mit der 
Argumentation aufschieben, dass „wir das gege-

Sie können beim Finanzamt eine Fristverlängerung für die Abgabe Ihrer Steuererklä-
rung beantragen – aber nur einmal und ohne die Möglichkeit von korrekturen. Wenn 
Sie Ihren Antrag nur vage begründen oder nicht mit beweismitteln unterfüttern, wird 
das Finanzamt Ihren Antrag ablehnen. und wenn Sie Ihre Steuererklärung nach Ablauf 
der amtlichen Frist einreichen, ist eine Strafe unausweichlich. Das Oberste Verwal-
tungsgericht der Tschechischen Republik hat nun klargestellt: Wer seinen Antrag als 
reine Formalität betrachtet, setzt sich einem unnötigen Risiko aus.
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benenfalls noch nachreichen können“. Der Antrag-
steller trägt von Anfang an die beweislast, und die 
Finanzbehörden sind nicht verpflichtet, selbst In-
formationen einzuholen oder irgendetwas zu über-
prüfen.

praktische empfehlungen

Wenn Sie eine Fristverlängerung für die Abgabe Ih-
rer Steuererklärung beantragen, tun Sie dies recht-
zeitig, sorgfältig und mit allen relevanten nachwei-
sen. Allgemeine Formulierungen reichen nicht aus 
– jede behauptung muss belegt werden. Tun Sie 
das nicht, wird das Finanzamt Ihrem Antrag wahr-
scheinlich nicht stattgeben. und wenn Sie Ihre 
Steuererklärung dann nicht innerhalb der üblichen 

Frist abgeben, ist eine Strafe unvermeidlich. ein 
nachreichen von beweismitteln ist nicht zulässig 
– Sie haben nur eine chance.

kontakt für weitere Informationen
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Mgr. Jakub Šotník 
advokát
(Rechtsanwalt cZ)
partner 
T +420 236 163 210 
jakub.sotnik@roedl.com

Der tschechische präsident hat eine novelle 
der Abgabeordnung unterzeichnet, die im Ge-
setzblatt veröffentlicht wurde. Die ersten Än-
derungen traten bereits am 1. Juli 2025 in kraft, 
weitere werden am 1. Januar 2026 folgen.
 neu kann das Finanzamt nicht nur 75%-
ige, sondern volle Säumniszuschläge erlassen.
 es wird ausdrücklich festgelegt, dass 
die Steuerschuld, mit Ausnahme von Säum-
niszuschlägen und bußgeldern, im erbfall auf 
erben – natürliche personen – übergeht. Die 
novelle regelt auch die Steuerschuld bei Auf-
lösung eines Treuhandfonds.
 eine weitere wichtige neuregelung be-
trifft die Zinsen, bei deren Festsetzung künftig 
erstattungsansprüche, die bei einem anderen, 

sachlich nicht zuständigen Finanzamt beste-
hen, nicht mehr berücksichtigt werden, wo-
durch die Zinsbelastung erhöht werden kann.
  Wird eine Außenprüfung oder ein an-
deres ermittlungsverfahren vorgenommen, 
können diese neuregelungen erhebliche Aus-
wirkungen auf Ihre Gesellschaft haben. Wir 
prüfen laufend alle Gesetzesänderungen und 
sind selbstverständlich bereit, Sie zu unter-
stützen.

kontakt für weitere Informationen

Mgr. Jakub Šotník
jakub.sotnik@roedl.com

→ Steuern

Wichtige Änderungen im Steuerverfahren ab 
dem 1. Juli 2025
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→ Steuern

Durch das Änderungsgesetz zum 
Gebäudeenergiegesetz wurden steuerrechtliche 
Abschreibungen auf photovoltaikanlagen 
geändert. Wie hat auf diese Änderungen die 
Generalfinanzdirektion reagiert?

von petr koubovský
Rödl & partner prag

Der Gesetzgebungsprozess hat sich erheblich ver-
zögert, das Gebäudeenergiegesetz wurde schließ-
lich am 14. März 2025 verabschiedet und zur Ver-
öffentlichung im Gesetzblatt weitergeleitet, in dem 
es am 31. März 2025 verkündet wurde.
 Durch das verabschiedete einkommen-
steuergesetz- Änderungsgesetz (eStG) wird § 30b 
eStG aufgehoben – eine Sonderregelung für steu-
errechtliche Abschreibungen auf photovoltaikan-
lagen (pV-Anlagen). Da das Gesetz in diesem be-
reich weiterhin keine weiteren Regelungen enthält, 
hat das Generalfinanzdirektion (Finanzdirektion) 
– auch auf Anregung der Steuerberaterkammer 
der Tschechischen Republik – am 13. Juni 2025 ein 
Schreiben über steuerrechtliche Abschreibungen 
auf Solaranlagen (Az.: 44604/25/7100-20110) ver-
öffentlicht. 
 Im Schreiben werden nicht nur spezifi-
sche steuerrechtliche Abschreibungen auf vorü-
bergehende bauten, sondern auch andere für Ab-
schreibungen relevante umstände beurteilt.
 leider beseitigt auch dieses Schreiben 
nicht alle unklarheiten, sondern bringt im Gegen-
teil einige neue Auslegungsprobleme mit sich, ins-
besondere in Fällen, in denen die pV-Anlagen bau-
rechtlich als einziger Stromerzeuger für Gebäude 

dienen oder in Fällen, in denen Gebäude mit Solar-
strom von pV-Anlagen versorgt werden und Strom-
überschüsse ins Stromnetzt eingespeist werden, 
was häufig vorkommt.
 Wie bei jedem Änderungsgesetz ist es 
wichtig, die Übergangsbestimmungen, die zahl-
reiche Möglichkeiten und kombinationen bieten, 
sorgfältig zu prüfen.
 neben den potenziellen einsparungen 
durch die nutzung von Solarstrom können pV-An-
lagen auch Risiken oder unklarheiten bei der un-
terscheidung zwischen deren bestandteilen, die 
für steuerrechtliche Abschreibungen ma0geblich 
sind, mit sich bringen.
 bei Rückfragen stehen wir Ihnen gerne 
zur Verfügung. 

kontakt für weitere Informationen

Der Gesetzgebungsprozess dauerte sehr lange. Die Regierung legte dem Abgeordne-
tenhaus den entwurf des Änderungsgesetzes bereits am 26. März 2024 vor, wobei als 
Antragsteller das Ministerium für Industrie und handel galt. Das Änderungsgesetz zum 
Gebäudeenergiegesetz wurde den Abgeordneten am 27. März 2024 als Drucksache 
nr. 656/0 zugestellt.

Ing. petr koubovský
daňový poradce
(Steuerberater cZ)
Associate partner
T +420 236 163 246
petr.koubovsky@roedl.com
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→ Steuern

Der Oberste Verwaltungsgerichtshof entschied 
erneut über einen Gewinnaufschlag auf 
Materialkosten

von petr Tomeš, Michaela Moťovská
Rödl & partner prag

Im urteil des Obersten Verwaltungsgerichts (Ver-
waltungsgericht) vom 21. Mai 2025, Aktenzeichen 
1 Afs 2/2025–54, werden die Verrechnungspreise 
kommentiert. Vom Verwaltungsgericht wurde ein 
Fall geprüft, in dem eine tschechische Gesell-
schaft die Anwendung von ROTc (Return on Total 
costs) beanstandete und argumentierte, dass ihr 
Funktions- und Risikoprofil dem Funktions- und 
Risikoprofil eines lohnfertigers entspricht. Sie 
schlug die Anwendung von ROVAc (Return on Va-
lue Added costs) vor, bei dem ein Gewinnaufschlag 
auf kosten, aus denen ein Mehrwert erzielt wird, 
jedoch kein Gewinnaufschlag auf Materialkosten 
angewandt wird.
 bei Routineunternehmen, zu denen 
sowohl Auftragsfertiger als auch lohnfertiger ge-
hören, werden die Verrechnungspreise meistens 
nach der kostenaufschlagsmethode (cost plus) 
kalkuliert. bei Anwendung dieser Methode muss 
entschieden werden, welcher kostenbasis der Ge-
winnaufschlag zuzurechnen ist, wie hoch er ist und 
ob er für alle kostenarten einheitlich sein soll. Soll 
der Gewinnaufschlag unterschiedlich sein – wie 
bei Materialkosten – muss er durch eine Funk-
tions- und Risikoanalyse nachgewiesen werden, 
bei der auch die mit dem Material verbundenen 
Funktionen und Risiken (z. b. Materialbeschaf-

fung, lagerung, logistik oder Finanzierung) zu be-
urteilen sind. 
 Die Gesellschaft beanstandete vor al-
lem die Anwendung von ROTc auf alle kosten ein-
schließlich Materialkosten. Sie behauptete, dass 
sie ein hersteller mit einer geringen Wertschöp-
fung in bezug auf das Material ist. Die Gerichte 
stellten jedoch fest, dass formelle eigentumsrech-
te am Material, sein einkauf und der anschließen-
de Verkauf von endprodukten zumindest ein nied-
riges unternehmensrisiko begründen.
 Das Finanzamt bestätigte, dass die 
tschechische Gesellschaft bestimmte Materi-
alfunktionen wahrnahm (kontrolle, entsorgung, 
lagerung, handhabung und Funktionsprüfung). 
Obwohl die Muttergesellschaft einen Materialver-
sicherungsvertrag abschloss und die kosten für 
Materialschäden trug, bedeutet dies nach beurtei-
lung des Finanzamtes nicht, dass alle Risiken auf 
die Muttergesellschaft übertragen werden sollten. 
Das Gericht betonte, dass der kläger über das Ma-
terial verfügte, dieses lagerte, verarbeitete und in 
begrenztem umfang für Materialschäden haftete, 
wodurch die Materialkosten in die kostenbasis 
einzubeziehen waren. 
 Das Finanzamt und die Gerichte er-
kannten später an, dass die Gesellschaft begrenz-
te Materialrisiken trug. Der Gewinnaufschlag auf 
Materialkosten wurde auf ca. ein Drittel seines ur-
sprünglichen Wertes vermindert. 

es ist uns gut bekannt, dass das Oberste Verwaltungsgericht regelmäßig entscheidun-
gen über die Verrechnungspreise erlässt. es ist jedoch bemerkenswert, dass innerhalb 
einer kurzer Zeit ein weiteres urteil über Materialkosten und Anwendung von Gewinn-
aufschlägen erlassen wurde. 
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→ Wirtschaft

ein neues Gutachten des Instituts für tschechische 
buchhalter: Wie sind erzeugnisse und Waren für 
Vorführzwecke zu bilanzieren?

von ladislav Čížek
Rödl & partner prag

es gibt viele Ausstellungsgüter – von Autos und 
elektronik bis hin zu Muster-cnc-Maschinen. bis-
lang wurden solche Wirtschaftsgüter wenig trans-

parent erfasst – als Vorräte oder Vermögensge-
genstände des Anlagevermögens. Durch das neue 
Gutachten werden einheitliche bilanzierungs-
grundsätze eingeführt. entscheidend ist, wie lange 
die Wirtschaftsgüter genutzt werden und welchem 
Zweck sie dienen.

 Tschechische Finanzbehörden gehen 
langfristig davon aus, dass der Gewinnaufschlag 
den Materialkosten in gleicher höhe wie den üb-
rigen kosten zuzurechnen ist. Im vorliegenden Fall 
hat das Finanzamt jedoch während der Außen-
prüfung nach wahrgenommenen Funktionen und 
Materialrisiken entschieden, dass der Gewinnauf-
schlag auf Materialkosten niedriger sein muss. 
 Diese Methode kann allgemein als ra-
tional angesehen werden, da dabei Funktionen 
und Risiken von beteiligten parteien, die durch 
eine Funktionsanalyse nachgewiesen waren, be-
rücksichtigt werden. Offen sind jedoch die richtige 
Interpretation der einzelnen Funktionen und Risi-
ken (bezogen auf das Material) und vor allem die 
Quantifizierung ihrer Gewichtung bei der Funkti-
onsanalyse einschließlich erforderlicher nachwei-
se. Aus diesen Gründen lehnte die Gesellschaft 
die Schlussfolgerungen des Finanzamtes ab und 
bestand darauf, dass den Materialkosten kein Ge-
winnaufschlag zuzurechnen ist. Die Methode des 
Finanzamtes wurde jedoch sowohl vom Amtsge-
richt als auch vom Obersten Verwaltungsgericht 
bestätigt. 
 Aus dem urteil geht auch hervor, dass 
Argumente, die sich ausschließlich auf formale 
eigentumsrechte oder die vermeintliche Funktion 
eines herstellers mit geringer Wertschöpfung stüt-
zen, ohne transparente und eindeutige beweismit-
tel nicht hinreichend sein müssen. einer laufenden 
erstellung von unterlagen und der anschließenden 
Auslegung der Verrechnungspreisdokumentation 

ist daher eine besondere Aufmerksamkeit zu wid-
men. 
 Dieser Fall veranschaulicht gleichzeitig 
den langfristigen prüfungsansatz der tschechi-
schen Finanzbehörden, die üblicherweise einen 
Gewinnaufschlag auf Materialkosten anwenden. 
 Ausgehend davon empfehlen wir Ihnen, 
Ihre aktuelle Methode für die Rentabilitätsermitt-
lung zu prüfen, insbesondere dann, wenn in Ihrem 
eigentum das Material steht, und zu prüfen, ob die 
Verrechnungspreise ihrem Funktions- und Risi-
koprofil entsprechen und dieses profil durch der-
zeit verfügbare unterlagen nachgewiesen werden 
kann.
 bei dieser prüfung und erstellung von 
unterlagen können Sie unsere Tp-Spezialisten und 
unsere Steuerberater, die sich auf Verteidigung 
von Mandanten bei Außenprüfungen spezialisie-
ren, gern unterstützen.

kontakt für weitere Informationen

Das Institut für tschechische buchhalter hat im Juni ein neues Gutachten erlassen, das 
Anweisungen für die bilanzierung von erzeugnissen und Waren für Vorführzwecke ent-
hält. Das lang erwartete Gutachten mit einheitlichem bilanzierungsmethoden haben 
viele Gesellschaften begrüßt.

Ing. petr Tomeš 
daňový poradce
(Steuerberater cZ)
partner 
T +420 236 163 750 
petr.tomes@roedl.com
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 Wenn die Wirtschaftsgüter für Vorführ-
zwecke nur für eine kurze Zeit – in der Regel bis zu 
einem Jahr oder für die Dauer ihres üblichen Ver-
kaufszyklus – bestimmt sind, sind sie als Vorräte zu 
verbuchen. Wird jedoch geplant, die Wirtschaftsgü-
ter für einen längeren Zeitraum für Vorführzwecke 
zu nutzen, müssen sie zu Vermögensgegenständen 
des Anlagevermögens umgebucht und abgeschrie-
ben werden. Die eintragung in das entsprechende 
Register (z. b. ins Fahrzeugregister) oder die erfül-
lung der nutzungsvoraussetzungen ist für die bi-
lanzierung als Vermögensgegenstände des Anlage-
vermögens nicht hinreichend. entscheidend sind 
der nutzungszweck und die geplante nutzungs-
dauer.

Wie sind diese Wirtschaftsgüter nach IFRS zu 
bilanzieren?

Auch wenn die Ausstellungsgüter durch die Inter-
national Financial Reporting Standards. nicht defi-
niert sind, ist ihre bilanzierung vergleichbar. nach 
IAS 2 sind zum Verkauf bestimmte Waren als Vor-
räte zu bilanzieren. nach IAS 16 gelten als langfris-
tige Vermögenswerte solche Wirtschaftsgüter, die 
bei der Geschäftstätigkeit genutzt werden und de-
ren nutzungsdauer ein Geschäftsjahr übersteigt. 
Ausstellungsgüter fallen unter umständen – wie 
nach dem neuen tschechischen Gutachten – unter 
einen dieser Standards.

 Das Gutachten I51 gilt somit nicht nur als 
Anleitung und unterstützung bei der bilanzierung 
von Ausstellungsgütern, sondern gleicht gleichzei-
tig die tschechischen bilanzierungsvorschriften an 
die IFRS an. es ist somit eine kleine, aber wichtige 
brücke zum geplanten neuen Rechnungslegungs-
gesetz, dessen Ziel unter anderem die Annäherung 
der tschechischen bilanzierungsvorschriften an 
IFRS ist. 
 Sind Sie sich nicht sicher, wie eventu-
elle maßgeschneiderte Anpassungen an Ausstel-
lungsgütern zu bilanzieren sind? Ist es Ihnen nicht 
bekannt, wie die betriebsgewöhnliche nutzungs-
dauer von abzuschreibenden Ausstellungsgütern 
und ihr buchwert zu ermitteln sind? Sprechen Sie 
uns an, wir unterstützen Sie gerne dabei, die rich-
tige lösung zu finden.

kontakt für weitere Informationen

Ing. ladislav Čížek 
auditor
(Wirtschaftsprüfer cZ)
znalec
(Sachverständiger cZ)
Manager
T +420 236 163 315 
ladislav.cizek@roedl.com
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